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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1969 Ausgegeben am 19. Dezember 1969 111. Stück

451. Bundesgesetz: Landpachtgesetz
4 5 2 . Bundesgesetz: Marktordnungsgesetz-Novelle 1969
4 5 3 . Bundesgesetz: Gewerbestrukturverbesserungsgesetz 1969
4 5 4 . Verordnung: Änderung der Sprengel der Bezirksgerichte Mistelbach und Laa an der Thaya
4 5 5 . Verordnung: Änderung der Sprengel der Bezirksgerichte Waidhofen an der Thaya und

Schrems
4 5 6 . Verordnung: Änderung der Sprengel der Bezirksgerichte Langenlois und Krems an der

Donau
4 5 7 . Verordnung: Änderung der Sprengel der Bezirksgerichte Ravelsbach und Eggenburg

4 5 1 . Bundesgesetz vom 26. November 1969,
mit dem Bestimmungen über landwirtschaft-
liche Pachtverträge getroffen werden (Land-

pachtgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

ABSCHNITT I
Anwendungsbereich

§ 1. (1) Den Vorschriften dieses Bundesgesetzes
unterliegen Verträge, durch die Grundstücke oder
der Fischzucht dienende Teichgrundstücke allein
oder gemeinsam mit Wohn- oder Wirtschafts-
räumen oder anderen Sachen vorwiegend zur
landwirtschaftlichen Nutzung verpachtet werden
(Landpachtverträge). Die im § 1103 des allge-
meinen bürgerlichen Gesetzbuches bezeichneten
Verträge sind im Sinne dieses Bundesgesetzes
als Pachtverträge anzusehen.

(2) Nutzung im Sinne dieses Bundesgesetzes
ist die landwirtschaftliche Bodenbewirtschaftung
zur Gewinnung pflanzlicher Erzeugnisse, zur Hal-
tung oder Züchtung von Nutztieren oder zur
Fischzucht.

(3) Auf Pachtverträge über Kleingärten, die
den Bestimmungen des Kleingartengesetzes vom
16. Dezember 1958, BGBl. Nr. 6/1959, unter-
liegen, sind die Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes nicht anzuwenden.

Unabdingbarkeit

§ 2. (1) Auf die in diesem Bundesgesetz be-
stimmten Rechte kann nicht wirksam verzichtet
werden. Vereinbarungen, nach denen einem Ver-
tragsteil besondere Nachteile oder besondere Vor-
teile erwachsen sollen, wenn er diese Rechte aus-
übt oder nicht ausübt, sind unwirksam.

(2) Die Vereinbarung schiedsrichterlicher Ent-
scheidungen ist unzulässig.

Wirkung der Anordnungen

§ 3. Die nach diesem Bundesgesetz erlassenen
gerichtlichen Anordnungen treten an die Stelle
der entsprechenden Vertragsbestimmungen.

Angemessener Pachtzins

§ 4. Im Sinne dieses Bundesgesetzes gilt als
angemessen der Pachtzins, der von dem bei
einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung des
Pachtgegenstandes erzielbaren Ertrag beiden Ver-
tragsteilen den Anteil sichert, der dem Wert
der zur Erzielung dieses Ertrages notwendigen
beiderseitigen Leistungen entspricht; dabei sind
insbesondere die Vertragsdauer, der Wert des
Pachtgegenstandes nach Art, Beschaffenheit und
örtlicher Nachfrage, der Wert der beiderseits
beigestellten Anlagen und Betriebsmittel sowie
die sonst notwendigen beiderseitigen Leistungen,
Aufwendungen und Kosten zu berücksichtigen.

Richtpachtzeiten

§ 5. (1) Bei der Anwendung dieses Bundes-
gesetzes gelten die folgenden Richtpachtzeiten:

1. für die Pacht eines landwirtschaftlichen
Betriebes, der vorwiegend dem Erwerbsgarten-
bau, dem Weinbau oder dem Obstbau dient
oder der nach dem Vertrag vorwiegend in dieser
Art genutzt werden soll, 15 Jahre;

2. für die Pacht eines landwirtschaftlichen
Betriebes anderer Art und für die Pacht eines
einzelnen Grundstückes, das vorwiegend dem
Erwerbsgartenbau, dem Weinbau oder dem Obst-
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bau dient oder das nach dem Vertrag vorwiegend
in dieser Art genutzt werden soll, 10 Jahre;

3. in allen übrigen Fällen 5 Jahre.

(2) In die Richtpachtzeiten sind im Falle des
Eintrittes in den Landpachtvertrag nach § 1116a
des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches die
Zeiten des Vormannes einzurechnen.

ABSCHNITT II

Verlängerung der Dauer des Landpachtvertrages

§ 6. (1) Überwiegen die Interessen des Pächters
an der Fortsetzung die des Verpächters an der
Beendigung des Landpachtvertrages, so hat das
Gericht auf Antrag des Pächters die Dauer des
Landpachtvertrages zu verlängern.

(2) Bei der Interessenabwägung nach Abs. 1
ist insbesondere auf die wirtschaftliche Lage der
beiden Vertragsteile Bedacht zu nehmen. Die
Interessen des Pächters überwiegen insbesondere
dann nicht, wenn

1. ein Grund vorliegt, der den Verpächter
zur Aufhebung des Landpachtvertrages nach
§ 1118 des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches
berechtigt,

2. der Pächter ohne Zustimmung des Ver-
pächters wesentliche Teile des Pachtgegenstandes
nicht nur vorübergehend anderen Personen über-
lassen hat,

3. sich der Pächter weigert, der Erhöhung
des Pachtzinses auf die angemessene Höhe zuzu-
stimmen,

4. der Verpächter dem Pächter einen nach
Lage und Beschaffenheit angemessenen Ersatz für
den Pachtgegenstand beschafft,

5. eine von vornherein schriftlich und be-
stimmt als Grund für die Beendigung des Land-
pachtvertrages bezeichnete Tatsache eingetreten
ist, die in bezug auf die Beendigung des Land-
pachtvertrages für den Verpächter als wichtig
und bedeutsam anzusehen ist.

(3) Die Verlängerung der Dauer des Land-
pachtvertrages ist unzulässig, wenn die Dauer
des Landpachtvertrages ausdrücklich auf eine
solche Zeit vereinbart wurde, die der maß-
gebenden Richtpachtzeit (§ 5) entspricht oder
diese übersteigt.

(4) Wurde die Dauer des Landpachtvertrages
nach Abs. 1 einmal verlängert, so ist eine weitere
Verlängerung ferner unzulässig, wenn

1. die Dauer des Landpachtvertrages auf eine
bestimmte Zeit vereinbart wurde,

2. im Zeitpunkt der Antragstellung die tat-
sächliche Dauer des Landpachtvertrages der maß-
gebenden Richtpachtzeit (§ 5) entspricht oder
diese übersteigt.

Dauer der Verlängerung

§ 7. (1) Die zulässige Dauer der jeweiligen
Verlängerung des Landpachtvertrages (§ 6) be-
trägt in den Fällen des

1. § 5 Abs. 1 Z. 1 — 4 Jahre,
2. § 5 Abs. 1 Z. 2 — 3 Jahre,
3. § 5 Abs. 1 Z. 3 — 2 Jahre.

(2) Die im Abs. 1 genannten Fristen sind nicht
auszuschöpfen,

1. wenn der Pächter die Verlängerung der
Dauer des Landpachtvertrages für einen kürzeren
Zeitraum beantragt,

2. wenn und insoweit mit Grund zu besorgen
ist, daß innerhalb dieses Zeitraumes ein Umstand
eintreten wird, der die Verlängerung der Dauer
des Landpachtvertrages ausschließen würde (§ 6
Abs. 1 und Abs. 2),

3. wenn und insoweit dies erforderlich ist,
damit das Ende der Vertragsdauer dem Ablauf
des Bewirtschaftungsjahres entspricht.

Teilverlängerung

§ 8. (1) Betreffen die im § 6 Abs. 2 Z. 4 oder
5 genannten Gründe, die eine Verlängerung der
Dauer des Landpachtvertrages ausschließen, nur
einzelne Teile des Pachtgegenstandes und ist der
restliche Teil des Pachtgegenstandes abgesondert
benutzbar oder kann er ohne unverhältnismäßige
Schwierigkeiten abgesondert benutzbar gemacht
werden, so hat das Gericht auf Antrag die Dauer
des Landpachtvertrages in Ansehung des rest-
lichen Teiles des Pachtgegenstandes zu verlängern.
Der Antrag auf Teilverlängerung kann auch im
Zuge eines Verfahrens gestellt werden, das die
Verlängerung der Dauer des Landpachtvertrages
an sich zum Gegenstand hat.

(2) Mangels einer anderweitigen Vereinbarung
hat der Antragsteller die Kosten zu tragen, die
erforderlich sind, um den restlichen Teil des
Pachtgegenstandes abgesondert benutzbar zu
machen.

Verzicht auf die Teilverlängerung

§ 9. (1) Wird die Verlängerung der Dauer eines
Landpachtvertrages nur für einen Teil des Pacht-
gegenstandes angeordnet, so kann der Verpächter
erklären, daß er den Pachtvertrag zur Gänze
fortsetzen will. Der Pächter kann auf die Teil-
verlängerung verzichten. Die Erklärungen müs-
sen, um rechtswirksam zu sein, innerhalb von
14 Tagen nach dem Eintritt der Rechtskraft
des Beschlusses über die Teilverlängerung schrift-
lich oder mündlich bei dem Gericht abgegeben
werden, das in erster Instanz entschieden hat.
Eine rechtswirksam abgegebene Erklärung kann
nicht widerrufen werden.

(2) Erklärt der Pächter, daß er auf die Teil-
verlängerung verzichtet, so hat das Gericht aus-
zusprechen, daß die angeordnete Teilverlängerung
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wirkungslos ist. Dies gilt auch dann, wenn auch
der Verpächter die Erklärung abgegeben hat,
daß er den Pachtvertrag zur Gänze fortsetzen
will.

(3) Gibt nur der Verpächter die Erklärung
ab, daß er den Pachtvertrag zur Gänze fort-
setzen will, so hat das Gericht den ergangenen
Beschluß dahin zu ergänzen, daß sich die Ver-
längerung der Dauer des Landpachtvertrages auf
den ganzen Pachtgegenstand erstreckt.

Antragstellung, Fristen

§ 10. (1) Der Antrag auf Verlängerung der
Dauer des Landpachtvertrages muß

1. in den Fällen des fristgemäßen Ablaufes
der vereinbarten oder der durch eine Anordnung
des Gerichtes (Pachtamtes) geltenden Vertrags-
dauer spätestens zwei Monate vor dem Ablauf
der Vertragsdauer,

2. in allen übrigen Fällen spätestens innerhalb
von 14 Tagen nach der Zustellung der gericht-
lichen oder außergerichtlichen Aufkündigung, des
Übergabsauftrages oder der Klage auf Beendi-
gung des Pachtvertrages oder Räumung des
Pachtgegenstandes an den Pächter gestellt werden.

(2) Die Fristen des § 7 Abs. 1 sind
1. in den Fällen des Abs. 1 Z. 1 von dem Zeit-

punkt, an dem der Pachtvertrag endet,
2. in den Fällen der Antragstellung nach der

Zustellung einer Aufkündigung (eines Übergabs-
auftrages) vom Kündigungstermin (Übergabs-
termin),

3. in allen übrigen Fällen vom Tage der
Antragstellung auf Verlängerung der Dauer des
Landpachtvertrages zu berechnen.

Entscheidungen über den Pachtzins

§ 11. (1) Ist der vom Pächter zu entrichtende
Pachtzins so hoch, daß er den bei einer ordnungs-
gemäßen Bewirtschaftung des Pachtgegenstandes
erzielbaren Ertrag übersteigt, oder weicht er vom
angemessenen Pachtzins (§ 4) um mehr als die
Hälfte ab, so hat das Gericht auf Antrag den
vom Pächter zu entrichtenden Pachtzins ab dem
auf die Antragstellung folgenden Zinstermin auf
den angemessenen Betrag zu mindern oder zu
erhöhen.

(2) Kommt nach der Anordnung einer Teil-
verlängerung eine Einigung über die Höhe des
Pachtzinses für den dem Pächter verbleibenden
Teil des Pachtgegenstandes nicht zustande, so
hat das Gericht auf Antrag den hiefür ange-
messenen Pachtzins festzusetzen.

(3) Hängt die Entscheidung über die Ver-
längerung der Dauer eines Landpachtvertrages
von der Feststellung der angemessenen Höhe
des Pachtzinses ab, so hat das Gericht die Höhe
des angemessenen Pachtzinses vor der Beendigung
des Verfahrens durch Beschluß festzustellen.

ABSCHNITT III

Außerstreitiges Verfahren

§ 12. Über Anträge nach diesem Bundesgesetz
entscheidet das Bezirksgericht, in dessen Sprengel
der Pachtgegenstand ganz oder zum größeren
Teil liegt. Für sein Verfahren gelten die allge-
meinen Bestimmungen über das Verfahren außer
Streitsachen mit folgenden Abweichungen:

1. Sind zur Entscheidung Ermittlungen oder
Beweisaufnahmen notwendig, so hat der Ent-
scheidung eine mündliche Verhandlung voranzu-
gehen.

2. Die Bestimmungen der Zivilprozeßordnung
über die Protokolle, über die Aufnahme von
Beweisen und über das Rechtsmittel des
Rekurses — mit Ausnahme der Bestimmung über
die Unterfertigung eines schriftlichen Rekurses
durch einen Rechtsanwalt — sind anzuwenden.

3. Über Fragen, deren Beurteilung die Kenntnis
der landwirtschaftlichen Verhältnisse erfordert,
ist eine Stellungnahme der Landwirtschafts-
kammer des Bundeslandes einzuholen, in dem
der Pachtgegenstand ganz oder zum größeren
Teile liegt. Die Stellungnahme kann schriftlich
oder durch einen von der Landwirtschafts-
kammer entsendeten Vertreter mündlich abge-
geben werden. Wird die Stellungnahme schrift-
lich abgegeben, so ist die Landwirtschaftskammer
verpflichtet, auf Verlangen des Gerichtes durch
einen von ihr entsendeten Vertreter über die
schriftliche Stellungnahme mündliche Aufklärun-
gen zu geben oder diese bei der mündlichen
Verhandlung zu erläutern.

4. Inwieweit die Kosten des Verfahrens von
einer Partei zu ersetzen oder unter die Parteien
zu teilen sind, entscheidet das Gericht unter
sinngemäßer Anwendung der §§ 41 ff. der Zivil-
prozeßordnung. Die Kosten rechtsfreundlicher
Vertretung hat jede Partei selbst zu tragen.

5. Eine Verweisung auf den Rechtsweg findet
nicht statt.

6. Die Entscheidungen werden erst mit der
Rechtskraft wirksam.

7. Falls ein Antrag im Sinne dieses Bundes-
gesetzes mittels eines Schriftsatzes gestellt wird,
sind so viele Ausfertigungen des Schriftsatzes
zu überreichen, daß jedem Gegner eine Ausferti-
gung zugestellt und überdies eine für die Gerichts-
akten zurückbehalten werden kann.

Unterbrechung eines Zivilprozeßverfahrens

§ 13. (1) Durch einen Antrag auf Verlängerung
der Dauer des Landpachtvertrages wird ein
anhängiger Rechtsstreit wegen Kündigung oder
Beendigung des Landpachtvertrages, Übergabe
oder Räumung des Pachtgegenstandes unter-
brochen, es sei denn, es handelt sich um einen
anhängigen Rechtsstreit wegen Aufhebung des
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Landpachtvertrages nach § 1118 des allgemeinen
bürgerlichen Gesetzbuches.

(2) Wird eine Klage auf Beendigung des Land-
pachtvertrages einschließlich der Klagen auf Auf-
hebung nach § 1118 des allgemeinen bürgerlichen
Gesetzbuches, Übergabe oder Räumung des
Pachtgegenstandes dem Pächter erst nach der
Anbringung des Antrages auf Verlängerung der
Dauer des Landpachtvertrages zugestellt, so tritt
die Unterbrechung mit dem Tage der Zustellung
der Klage ein.

(3) Ein auf Grund der Bestimmungen des
Abs. 1 oder 2 unterbrochener Rechtsstreit ist
auf Antrag fortzusetzen, wenn dem Antrag auf
Verlängerung der Dauer des Landpachtvertrages
nicht Folge gegeben wird. Wird dem Antrag auf
Verlängerung der Dauer des Landpachtvertrages
nur hinsichtlich eines Teiles des Pachtgegenstandes
Folge gegeben, so ist der Rechtsstreit auf Antrag
hinsichtlich des restlichen Teiles des Pachtgegen-
standes fortzusetzen.

Einfluß auf Aufkündigungen und Übergabs-
aufträge

§ 14. (1) Die Frist zur Erhebung von Einwen-
dungen gegen die Aufkündigung des Landpacht-
vertrages oder den Auftrag zur Übergabe des
Pachtgegenstandes wird durch den Antrag auf
Verlängerung der Dauer des Landpachtvertrages
bis zur rechtskräftigen Beendigung dieses Ver-
fahrens unterbrochen.

(2) Ist eine im Abs. 1 genannte Frist im
Zeitpunkt des Antrages auf Verlängerung der
Dauer des Landpachtvertrages ohne Erhebung
von Einwendungen abgelaufen, so ist die Voll-
streckbarkeit der Aufkündigung oder des Über-
gabsauftrages bis zur rechtskräftigen Beendigung
des Verfahrens auf Verlängerung der Dauer des
Landpachtvertrages gehemmt.

(3) Die Aufkündigung (der Übergabsauftrag)
wird unwirksam, wenn und insoweit die Ver-
längerung der Dauer des Landpachtvertrages an-
geordnet wird.

Unterbrechung des außerstreitigen Verfahrens

§ 15. (1) Das außerstreitige Verfahren über
die Verlängerung der Dauer des Landpacht-
vertrages ist ab dem Tage der Zustellung des
Antrages an den Verpächter unterbrochen, sofern
der Antrag nach der Zustellung einer Klage auf
Aufhebung des Pachtvertrages nach § 1118 des
allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches gestellt
wird.

(2) Das unterbrochene außerstreitige Verfahren
ist auf Antrag des Pächters fortzusetzen, sofern
die Klage auf Aufhebung des Pachtvertrages nach
§ 1118 des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches
rechtskräftig abgewiesen wird und der Antrag

auf Fortsetzung des außerstreitigen Verfahrens
längstens innerhalb eines Monates ab dem Zeit-
punkt der rechtskräftigen Beendigung des Rechts-
streites gestellt wird.

ABSCHNITT IV

Übergangsregelung für langjährige Landpacht-
verträge

§ 16. (1) Auf Antrag des Pächters hat das
Gericht die Dauer eines Landpachtvertrages, der
am 1. Juli 1969 durch mindestens 10 Jahre
bestanden hat und von dessen Aufrechterhaltung
die wirtschaftliche Existenz des Pächters abhängt,
zu verlängern, es sei denn,

1. daß einer der im § 6 Abs. 2 Z. 1 bis 4
genannten Gründe vorliegt oder

2. daß der Verpächter den Pachtgegenstand
zur Sicherung seiner wirtschaftlichen Existenz
selbst bewirtschaften will.

(2) Anträge nach Abs. 1 können auch mehrmals
gestellt werden. Die zulässige Dauer der Ver-
längerung beträgt das jeweils Doppelte der nach
§ 7 Abs. 1 maßgebenden Frist. Diese Frist ist
aber nach Maßgabe der Bestimmungen des § 7
Abs. 2 nicht voll auszuschöpfen.

(3) Bei der Ermittlung des im Abs. 1 genannten
Zeitraumes sind die Zeiten des Vormannes (§ 5
Abs. 2) einzurechnen. Überdies ist die Dauer
zweier oder mehrerer aneinandergereihter Land-
pachtverträge mit einem im wesentlichen
gleichen Inhalt zusammenzurechnen.

Übergangsregelung für sonstige bestehende Land-
pachtverträge

§ 17. (1) Auf alle übrigen Landpachtverträge,
die vor dem 1. Juli 1969 geschlossen wurden,
finden die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
mit den folgenden Einschränkungen Anwendung:

1. die Bestimmungen des § 6 Abs. 3 und Abs. 4
Z. 1 sind nicht anzuwenden;

2. bei der Anwendung der Bestimmung des
§ 6 Abs. 4 Z. 2 ist auf Verlängerungen, die vor
dem 1. Juli 1969 rechtskräftig angeordnet
wurden, nicht Bedacht zu nehmen.

(2) Auf alle Landpachtverträge, die nach dem
1. Juli 1969 geschlossen wurden oder werden,
finden die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
uneingeschränkt Anwendung.

Anhängige Verfahren

§ 18. (1) Die im Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Bundesgesetzes bei den Pacht-
behörden anhängigen Verfahren sind nach den
bisher geltenden Vorschriften zu Ende zu führen.
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(2) Die Amtszeit der im Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Bundesgesetzes nach § 11 der
Reichspachtschutzordnung bestellten Beisitzer
verlängert sich bis zur Beendigung der im Abs. 1
genannten Verfahren. Eine Neubestellung von
Beisitzern findet nur statt, wenn ohne eine
solche Bestellung ein vor den Pachtbehörden
anhängiges Verfahren nicht zu Ende geführt
werden könnte.

(3) Die nach den bisher geltenden Vorschriften
ergangenen und im Sinne des Abs. 1 noch er-
gehenden Entscheidungen der Pachtbehörden
bleiben auch nach dem Inkrafttreten dieses
Bundesgesetzes nach Maßgabe der bisher gel-
tenden Vorschriften Exekutionstitel im Sinne der
Exekutionsordnung; dasselbe gilt für Vergleiche.

Inkrafttreten; Aufhebung von Rechtsvorschriften

§ 19. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner
1970 in Kraft.

(2) Vorbehaltlich der Bestimmungen des § 18
treten mit dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes folgende Rechtsvorschriften außer Kraft:

1. die Reichspachtschutzordnung vom 30. Juli
1940, deutsches RGBl. I S. 1065;

2. die Verordnung vom 14. Oktober 1940,
deutsches RGBl. I S. 1369, zur Einführung der
Reichspachtschutzordnung in der Fassung der
Berichtigung vom 13. Dezember 1940, deutsches
RGBl. I S. 1606;

3. der § 4 des Gesetzes über die Weiter-
geltung und Ergänzung des Pachtnotrechtes vom
30. September 1937, deutsches RGBl. I S. 1051;

4. die §§ 2 bis 5 des Bundesgesetzes vom
21. März 1947, BGBl. Nr. 86, über vorläufige
Maßnahmen auf dem Gebiete des Pachtschutz-
rechtes.

(3) Insoweit in anderen bundesgesetzlichen
Rechtsvorschriften auf eine durch den Abs. 2
aufgehobene Rechtsvorschrift verwiesen wird,
tritt an deren Stelle die entsprechende Bestim-
mung dieses Bundesgesetzes. An die Stelle des
durch den Abschnitt II der Reichspachtschutz-
ordnung eingerichteten örtlich zuständigen Pacht-
amtes tritt das örtlich zuständige Bezirksgericht
im Verfahren nach § 12 dieses Bundesgesetzes.

Vollziehung

§ 20. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Justiz betraut.

Jonas
Klaus Klecatsky

452 . Bundesgesetz vom 26. November 1969,
mit dem das Marktordnungsgesetz 1967 ab-
geändert wird (Marktordnungsgesetz-Novelle

1969)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Marktordnungsgesetz 1967, BGBl. Nr. 36/
1968, in der Fassung der Marktordnungsgesetz-
Novelle 1968, BGBl. Nr. 448, wird abgeändert
wie folgt:

1. § 42 Abs. 3 vierter Satz hat zu entfallen.

2. Dem § 42 ist folgender Abs. 4 anzufügen:

„(4) Die Ausschreibung der Marktausgleichsab-
gabe (Abs. 3) fällt in den eigenen Wirkungsbereich
der Gemeinde."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 31. Dezember
1969 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Schleinzer Koren

4 5 3 . Bundesgesetz vom 27. November 1969
über besondere Förderungen zur Verbesse-
rung der Struktur im Bereich der gewerb-
lichen Wirtschaft (Gewerbestrukturverbesse-

rungsgesetz 1969)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Abschnitt I

FÖRDERUNGSMASSNAHMEN

§ 1. (1) Aufgabe des Bundes nach diesem
Bundesgesetz ist es, die Wettbewerbsfähigkeit von
Unternehmungen der gewerblichen Wirtschaft im
Sinne des § 3 Abs. 2 und der §§ 35 bis 40 des
Handelskammergesetzes, BGBl. Nr. 182/1946, in
der jeweils geltenden Fassung durch die in § 2
angeführten Maßnahmen nach Maßgabe der in
§ 10 vorgesehenen Mittel zu fördern.

(2) Die Förderungsmaßnahmen haben der
Sicherung oder Hebung der Ertragsfähigkeit
(Strukturverbesserung) von Unternehmungen ge-
mäß Abs. 1 durch Erleichterung der Finanzie-
rung von Marktanpassungs- und Rationalisie-
rungsmaßnahmen zu dienen.

(3) Aufgabe des Bundes ist es auch, juristische
Personen zu fördern, zu deren durch Bundes-
gesetz festgelegtem Aufgabenbereich die Förde-
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rung von Unternehmungen gemäß Abs. 1 zählt,
wenn und insoweit die betreffenden juristischen
Personen Maßnahmen zur Verbesserung der
Wettbewerbsfähigkeit dieser Unternehmungen
durchführen.

(4) Förderungsmaßnahmen, die das Bundes-
ministerium für Handel, Gewerbe und Industrie
mit anderen als den im § 10 vorgesehenen Mitteln
durchführt, werden von den Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes nicht berührt.

§ 2. Die Förderung ist zu gewähren durch:
a) Kreditkostenzuschüsse oder
b) in den Fällen des § 1 Abs. 3 auch durch

sonstige Zuschüsse.

§ 3. (1) Bei der Gewährung von Förderungen
müssen Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und
Zweckmäßigkeit gewährleistet sein.

(2) In Fällen, in denen dies unter Bedacht-
nahme auf die Zielsetzungen und die Grundsätze
des § 1 zur bestmöglichen Sicherung des ange-
strebten Erfolges notwendig oder zweckmäßig
ist, sind Förderungen unter Auferlegung ent-
sprechender Bedingungen (§ 897 ABGB.) zu ge-
währen.

§ 4. (1) Bei Gewährung von Förderungen
ist die Rückzahlung für den Fall vorzusehen,
daß

a) der Empfänger der Förderung über wesent-
liche Umstände unvollständige oder falsche
Angaben macht,

b) das geförderte Vorhaben nicht oder durch
Verschulden des Empfängers der Förderung
nicht rechtzeitig durchgeführt wird,

c) die Förderung widmungswidrig verwendet
wird oder Bedingungen durch Verschulden
des Empfängers der Förderung nicht einge-
halten werden, oder

d) soweit bei Gewährung der Förderung vor-
gesehen, Berichte nicht erstattet, Nachweise
nicht beigebracht oder Überprüfungen
nicht ermöglicht werden.

(2) Für die Fälle des Abs. 1 ist die Rück-
zahlung der Förderungsmittel zuzüglich einer
Verzinsung für die Zeit von der Auszahlung
bis zur Rückzahlung mit einem 2 von Hundert
über dem Diskontsatz der Oesterreichischen
Nationalbank liegenden Zinssatz vorzusehen.

§ 5. Ein Rechtsanspruch auf Gewährung von
Förderungen nach diesem Bundesgesetz besteht
nicht.

§ 6. (1) Der Bund hat sich zur Durchführung
der Aufgaben nach diesem Bundesgesetz, soweit
die Förderung in der Gewährung von Kredit-
kostenzuschüssen (§ 2 lit. a) besteht, der im
Bundeseigentum stehenden „Bürgschaftsfonds der
Kleingewerbekreditaktion des Bundesministe-

riums für Handel, Gewerbe und Industrie Ge-
sellschaft mit beschränkter Haftung", im folgen-
den kurz Gesellschaft genannt, zu bedienen.

(2) Zu diesem Zweck hat der Bund mit der
Gesellschaft einen Vertrag abzuschließen. Der
Vertrag hat insbesondere festzulegen:

a) die Verpflichtung der Gesellschaft, die ihr
übertragenen Aufgaben nach den Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes durchzufüh-
ren und die ihr zur Verfügung gestellten
Förderungsmittel gesondert zu verwalten;

b) das Recht des Bundes, der Gesellschaft ver-
bindliche Richtlinien (§ 7 Abs. 1) für die
Gewährung von Förderungen zu geben;

c) die Verpflichtung der Gesellschaft, rechts-
widrig, insbesondere vertragswidrig gege-
bene oder verwendete Förderungsmittel zu-
rückzufordern (§ 4);

d) die Sicherung einer ausreichenden Aufsicht
über die Gesellschaft.

(3) Kommt ein Vertrag nach Abs. 2 nicht
zustande, so hat der Bund unmittelbar mit den
Förderungswerbern Verträge über die Gewäh-
rung von Förderungen nach den Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes zu schließen.

§ 7. (1) Der Bundesminister für Handel, Ge-
werbe und Industrie hat bei der Festlegung der
Richtlinien (§ 6 Abs. 2 lit. b) die Zielsetzungen
des § 1 und die Grundsätze des § 3 Abs. 1 zu
berücksichtigen, für einen möglichst schwerpunkt-
mäßigen Einsatz der zur Verfügung gestellten
Mittel zu sorgen, sowie hinsichtlich der Gewäh-
rung von Förderungen auf die Rentabilität und
Wirtschaftlichkeit des zu fördernden Vorhabens
Bedacht zu nehmen. Ferner hat der Bundes-
minister für Handel, Gewerbe und Industrie
unter Berücksichtigung der Zielsetzung und
der Grundsätze des § 1 festzulegen, bis zu
welcher Kredithöhe im Einzelfall Förderungen
gemäß § 2 lit. a gewährt werden können.

(2) Im Falle des § 6 Abs. 3 hat das Bundes-
ministerium für Handel, Gewerbe und Industrie
für seine Förderungstätigkeit nach diesem
Bundesgesetz Richtlinien zu erstellen und nach
ihnen vorzugehen. Die Bestimmungen des Abs. 1
sind sinngemäß anzuwenden.

§ 8. (1) Der Bundesminister für Handel, Ge-
werbe und Industrie hat sich nach Maßgabe des
Abs. 2 bei der Wahrnehmung der privatwirt-
schaftlichen Aufgaben des Bundes nach diesem
Bundesgesetz eines Beirates zu bedienen.

(2) Der Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie hat den Beirat vor der Festlegung
der Richtlinien (§ 7) zu hören. Der Bundesmini-
ster für Handel, Gewerbe und Industrie, im Falle
des § 6 Abs. 1 die Gesellschaft, hat den Beirat zu
Ansuchen jener Förderungswerber zu hören, für
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die in den Richtlinien (§ 7) ausdrücklich eine von
der allgemeinen abweichende Behandlung hin-
sichtlich Höhe oder Laufzeit der Kreditkosten-
zuschüsse oder Kredite vorgesehen ist. Außerdem
hat die Gesellschaft dem Beirat einen jährlichen
Bericht über die Zahl der gewährten Förderun-
gen sowie deren Art zu erstatten.

(3) Der Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie hat in den Beirat zwei Beamte des
Bundesministeriums für Handel, Gewerbe und
Industrie zu entsenden. Er hat ferner die Bundes-
kammer der gewerblichen Wirtschaft aufzufor-
dern, fünf Vertreter, und den Österreichischen
Arbeiterkammertag aufzufordern, zwei Ver-
treter in den Beirat zu entsenden. Diese Ver-
treter hat der Bundesminister für Handel, Ge-
werbe und Industrie in den Beirat zu berufen,
wenn sie zum Nationalrat wählbar sind.

(4) In den Beirat entsendete oder berufene Mit-
glieder dürfen im Fall des § 6 Abs. 1 weder in
einem Dienstverhältnis zur Gesellschaft stehen
noch Mitglied eines ihrer Organe sein.

(5) Der Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie kann ein von ihm berufenes Bei-
ratsmitglied abberufen, wenn es nicht mehr be-
rufungsfähig ist oder nicht die Gewähr bietet,
daß es seine Aufgaben zu erfüllen vermag.

(6) Den Vorsitz im Beirat führt jeweils einer
der Beamten des Bundesministeriums für Handel,
Gewerbe und Industrie. Der Beirat faßt seine Be-
schlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit.

(7) Die Bürogeschäfte des Beirates sind vom
Bundesministerium für Handel, Gewerbe und
Industrie zu führen.

(8) Das Amt der Mitglieder des Beirates ist ein
unbesoldetes Ehrenamt.

(9) Der Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie hat die Mitglieder des Beirates bei
der Berufung zu verpflichten, über den Verlauf
der Beratungen des Beirates sowie über die ihnen
bei Ausübung ihres Amtes bekanntgewordenen
Geschäfts- und Betriebsverhältnisse, außer in den
Fällen dienstlicher Berichterstattung, Verschwie-
genheit zu bewahren und sich der Verwertung
der ihnen zur Kenntnis gelangten Betriebs- und
Geschäftsgeheimnisse zu enthalten.

§ 9. Soweit die Förderung in der Gewährung
von sonstigen Zuschüssen gemäß § 2 lit. b besteht,
hat der Bund unmittelbar mit den Förderungs-
werbern Verträge zu schließen.

Abschnitt II

FINANZRECHTLICHE UND SCHLUSS-
BESTIMMUNGEN

§ 10. (1) Zur finanziellen Bedeckung der in die-
sem Bundesgesetz vorgesehenen Maßnahmen sind

im Bundesfinanzgesetz jährlich Ausgaben in der
Höhe von insgesamt 3 von Hundert der Ein-
nahmen aus der Bundesgewerbesteuer vorzu-
sehen.

(2) Für die Bemessung der Höhe der Förde-
rungsmittel nach Abs. 1 sind die Einnahmen
aus der Bundesgewerbesteuer des dem jeweiligen
Finanzjahr zweitvorangegangenen Finanzjahres
zugrunde zu legen.

§ 11. Soweit die Gesellschaft Aufgaben nach
diesem Bundesgesetz erfüllt, ist sie von der
Körperschaftsteuer, der Gewerbesteuer, der Ver-
mögensteuer und von der Abgabe von Ver-
mögen, die der Erbschaftssteuer entzogen sind
(Erbschaftssteueräquivalent), befreit. Die durch
dieses Bundesgesetz veranlaßten Schriften und
Amtshandlungen sind von den Stempelgebühren
und von den Bundesverwaltungsabgaben befreit.

§ 12. (1) Die Wahrnehmung der privatwirt-
schaftlichen Aufgaben des Bundes nach diesem
Bundesgesetz obliegt dem Bundesminister für
Handel, Gewerbe und Industrie.

(2) Mit der Vollziehung der §§ 10 und 11 ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Mitterer Koren

4 5 4 . Verordnung der Bundesregierung vom
9. Dezember 1969, mit der die Sprengel der
Bezirksgerichte Mistelbach und Laa an der

Thaya geändert werden

Auf Grund des § 8 Abs. 5 lit. d des Übergangs-
gesetzes vom 1. Oktober 1920 in der Fassung des
BGBl. Nr. 368 vom Jahre 1925 wird mit Zu-
stimmung der Niederösterreichischen Landes-
regierung verordnet:

§ 1. (1) Die Gemeinde Asparn an der Zaya
scheidet aus dem Sprengel des Bezirksgerichtes
Mistelbach aus. Die Gemeinde Altmanns scheidet
aus dem Sprengel des Bezirksgerichtes Laa an der
Thaya aus.

(2) Die mit den übereinstimmenden Gemeinde-
ratsbeschlüssen der im Absatz 1 genannten Ge-
meinden mit Genehmigung der Niederöster-
reichischen Landesregierung und mit Zustimmung
der Bundesregierung neu errichtete Marktge-
meinde Asparn an der Zaya im politischen Bezirk
Mistelbach wird dem Sprengel des Bezirksgerich-
tes Mistelbach zugewiesen.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1970
in Kraft.

Klaus Withalm Soronics Klecatsky
Modi Rehor Koren Schleinzer
Mitterer Weiß Prader Waldheim Kotzina
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4 5 5 . Verordnung der Bundesregierung vom
9. Dezember 1969, mit der die Sprengel der
Bezirksgerichte Waidhofen ah der Thaya und

Schrems geändert werden

Auf Grund des § 8 Abs. 5 lit. d des Übergangs-
gesetzes vom 1. Oktober 1920 in der Fassung des
BGBl. Nr. 368 vom Jahre 1925 wird mit Zu-
stimmung der Niederösterreichischen Landes-
regierung verordnet:

§ 1. (1) Die Gemeinden Eschenau, Grafenschlag,
Jaudling, Jetzles, Sparbach und Vitis scheiden aus
dem Sprengel des Bezirksgerichtes Waidhofen an
der Thaya aus. Die Gemeinden Eulenbach, Groß-
rupprechts und Kleinschönau scheiden aus dem
Sprengel des Bezirksgerichtes Schrems aus.

(2) Die mit den übereinstimmenden Gemeinde-
ratsbeschlüssen der im Absatz 1 genannten Ge-
meinden mit Genehmigung der Niederöster-
reichischen Landesregierung und mit Zustimmung
der Bundesregierung neu errichtete Marktge-
meinde Vitis im politischen Bezirk Waidhofen an
der Thaya wird dem Sprengel des Bezirksgerich-
tes Waidhofen an der Thaya zugewiesen.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1970
in Kraft.

Klaus Withalm Soronics Klecatsky
Mock Rehor Koren Schleinzer
Mitterer Weiß Prader Waldheim Kotzina

456. Verordnung der Bundesregierung vom
9. Dezember 1969, mit der die Sprengel der
Bezirksgerichte Langenlois und Krems an der

Donau geändert werden

Auf Grund des § 8 Abs. 5 lit. d des Übergangs-
gesetzes vom 1. Oktober 1920 in der Fassung des
BGBl. Nr. 368 vom Jahre 1925 wird mit Zu-
stimmung der Niederösterreichischen Landes-
regierung verordnet:

§ 1. (1) Die Gemeinde Etsdorf am Kamp schei-
det aus dem Sprengel des Bezirksgerichtes Langen-
lois aus. Die Gemeinde Haitzendorf scheidet aus
dem Sprengel des Bezirksgerichtes Krems an der
Donau aus.

(2) Die mit den übereinstimmenden Gemeinde-
ratsbeschlüssen der im Absatz 1 genannten Ge-
meinden mit Genehmigung der Niederöster-
reichischen Landesregierung und mit Zustimmung
der Bundesregierung neu errichtete Markt-
gemeinde Etsdorf-Haitzendorf im politischen Be-
zirk Krems an der Donau wird dem Sprengel des
Bezirksgerichtes Langenlois zugewiesen.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1970
in Kraft.

Klaus Withalm Soronics Klecatsky
Mock Rehor Koren Schleinzer
Mitterer Weiß Prader Waldheim Kotzina

457 . Verordnung der Bundesregierung vom
9. Dezember 1969, mit der die Sprengel der
Bezirksgerichte Ravelsbach und Eggenburg

geändert werden

Auf Grund des § 8 Abs. 5 lit. d des Übergangs-
gesetzes vom 1. Oktober 1920 in der Fassung des
BGBl. Nr. 368 vom Jahre 1925 wird mit Zu-
stimmung der Niederösterreichischen Landes-
regierung verordnet:

§ 1. (1) Die Gemeinden Maissau, Oberdürnbach
und Wilhelmsdorf scheiden aus dem Sprengel des
Bezirksgerichtes Ravelsbach aus. Die Gemeinden
Reikersdorf und Kleinburgstall scheiden aus dem
Sprengel des Bezirksgerichtes Eggenburg aus.

(2) Die mit den übereinstimmenden Gemeinde-
ratsbeschlüssen der im Absatz 1 genannten Ge-
meinden mit Genehmigung der Niederöster-
reichischen Landesregierung und mit Zustimmung
der Bundesregierung neu errichtete Stadtgemeinde
Maissau im politischen Bezirk Hollabrunn wird
dem Sprengel des Bezirksgerichtes Ravelsbach zu-
gewiesen.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1970
in Kraft.

Klaus Withalm Soronics Klecatsky
Mock Rehor Koren Schleinzer
Mitterer Weiß Prader Waldheim Kotzina


